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	▶ Anrechenbare Kosten
Planungsunterbrechung: Anrechenbare Kosten wie ermitteln?

| Ein Leser fragt: Auf Vorgabe des Auftraggebers haben wir nach Abschluss 
der Lph 2 ein Projekt unterbrochen. Die Kostenschätzung haben wir noch 
erstellt. Wie rechnen wir jetzt die Lph 1 und 2 ab? Müssen wir eine Teil-
schlussrechnung stellen und den anrechenbaren Kosten die Kostenschät-
zung zugrunde legen? Oder bildet die nach Wiederaufnahme und Erbrin-
gung der Lph 3 zu erstellende Kostenberechnung die Grundlage für die 
anrechenbaren Kosten für alle Lph? |

Antwort | Wenn im Vertrag vereinbart wurde, dass sich das Honorar nach 
der HOAI berechnet, ergeben sich die finalen anrechenbaren Kosten erst aus 
der Entwurfsplanung i. V. m. der dort zu erstellenden Kostenberechnung. 
Das bedeutet, dass die (veraltete) Kostenschätzung keine Grundlage für die 
finale Berechnung der Höhe des Honorars darstellt. Da die Kostenberech-
nung nach Wiederaufnahme der Leistungen erbracht wird, sind die insoweit 
ermittelten anrechenbaren Kosten auch auf dem aktuellen Stand und werden 
auch für die Lph 1 und 2 zugrunde gelegt.

Leser fragen,
PBP antwortet

	▶ Auftragsbeschaffung
VgV-neuregelung ist in Kraft: Was Bieter jetzt wissen müssen 

| Am 23.08.2023 ist die „Verordnung der Anpassung des Vergaberechts an 
die Einführung neuer elektronischer Standardformulare („eForms“) ...“ im 
BGBl veröffentlicht worden. In ihr ist u. a. geregelt, dass die Auftragswert-
ermittlung von Planungsleistungen in § 3 Abs. 7 S. 2 VgV gestrichen wird. 
Tausende öffentliche Planungsaufträge mehr müssen jetzt EU-weit ausge-
schrieben werden. Da die Verordnung am Tag nach der Veröffentlichung im 
BGBl in Kraft tritt, ist sie seit dem 24.08.2023 verbindlich anzuwenden. |

Hintergrund | Seit 2019 ist ein Vertragsverletzungsverfahren der EU-Kom-
mission gegen Deutschland anhängig. Stein des Anstoßes war die in der 
deutschen Vergabeverordnung (VgV) enthaltene Sonderregelung des § 3 
Abs. 7 S. 2 VgV. Er sah vor, dass bei Planungsleistungen – anders als bei 
sonstigen Dienstleistungen – nur Auftragswerte für die Lose über gleichar-
tige Leistungen zusammenzurechnen sind. Demgegenüber vertritt die EU-
Kommission die Auffassung, dass bei einem Bauvorhaben der geschätzte 
Gesamtwert aller Lose für die Erbringung von Dienstleistungen zu berück-
sichtigen und zu addieren ist (Art. 5 Abs. 8 RL 2014/23/EU). Das ist mit der 
Neuregelung jetzt passiert. Die Folge ist, dass bei einer Addition aller Lose 
der Schwellenwert von derzeit 215.000 Euro schnell überschritten ist, und 
z. B. schon für den Bau eines Kindergartens die einzelnen Planungsleistun-
gen regelmäßig einzeln europaweit ausgeschrieben werden müssen. 

 ↘ WEITERFÜHRENDE HINWEISE

• Den Wortlaut der Verordnung finden Se auf pbp.iww.de → Abruf-Nr. 236964. PBP wird in 
der Oktober-Ausgabe intensiv auf die Neuregelung eingehen. 

• Beitrag „TED-Recherche spart Zeit und Kosten: So informieren Sie sich über neue VgV-
Ausschreibungen“, pbp.iww.de → Abruf-Nr. 49611448

„eforms“-Verord-
nung ist im BGBl 
veröffentlicht


